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S. 21 ff), wie auch von Pauschalkonzepten einer am Regel/Aus
nahme-Paradigma orientierten Literatur (Serick) und Recht
sprechung zum Durchgriffsproblem abzusetzen: «Vielmehr han
delt es sich um den Versuch einer historisch-kritischen Beobach
tung LSi einer Anamnese, d, h. der Besinnung auf die Vorbedin
gungen spezifisch aktueller Erklärungsdefizite von Rechtsdogma-
tik.» (S. 20). Leider beschränkt sich Schanze (für das deutsche
Recht) auf die GmbH, was die Übertragung gewisserGedanken-
.gänge z. B. auf die schweizerische AG erschwert. Dem zu punk-
tualistischen historischen Rückblick des 3. Kapitels wird der Le
ser aber nicht viel sehr Zuverlässiges abgewinnen können.

Interessant wird es mit der Darstellimg der bisher vertrete
nen Meinimgen, die unter den Stichworten für die beiden Orien
tierungen: «Durchgriff oder Normanwendung?» zusammengefaßt
werden (4.Kap.). Hier beginnt denn auch das Dilemma heutiger
Theorie durchzuschimmern, in dem auch der Autor stecken (blei
ben) muß: Einerseits die Unzufriedenheit mit einer, vom Unter
nehmen her gesehen, ungenügenden Ausrichtung der Theorie auf
die bloße Vermögensfunktion der juristischen Person (S. 60)
und andererseits der Glaube, daß der (überraschende!) Rück
griff auf «ordinäres» Schuldrecht Lösungen bringen könne. Die
ser Ansatz «historischer Paradoxie», den man vor allem seit
E. Rehbinders Konzemaußenrecht kennt, hat zwar etwas Faszinie
rendes, wenn man ihn wirtschaftsrechtlich verwendet und die Zi
vilrechtsfiguren so zu «dogmatisch abgesicherten Sammelbecken
für die Änderung von Privatrechtsfunktionen» (S. 65) werden
sollen: Aber eben, bevor man von dogmatischer Absicherung
sprechen könnte, müßte auch das schwierigere Wesen der Funk
tion dessichin die Reihe der Rechtssubjekte stellenden Begriffes
der juristischen Person neu geklärt werden. Auch für den Teilbe
reich einer Zurechnungslehre.

Im Anschluß an wertvolle Überblicke über einschlägige Ent
scheidungsreihen aus der deutschen und amerikanischen Recht
sprechung fruktifiziert der Autor seine Ideen in den «Perspekti
ven einer vom Durchgriffsdenken gelöstenZurechnung»(7.Kap.).
Seine auslegende Orientierung an den Normzwecken, vor allem
auch des Vertretungsrechtes, ist sicherlich zu begrüßen (und ver
barg sich auch bereits oft hinter der sanften Rechtsprechungs-^
formelvon«Treu und Glauben»). Sie darf aber gerade nicht, und
dieser Gefahr unterliegt der Autor, zu einer eklektizistischen Auf
lösung der «inkorporierten (Vermögens- und Organisations-?)
Funktion», genannt juristische Person, führen. Eine solche Ta
bula rasa brächte nämlich kaum den vom Autor insgeheim er
hofften Funktionsu;a7ide/ des als Eigentümergesellschaft wohl zu
kurz greifenden Konzeptes einer Integrationsklammer um das
wirtschaftliche Unternehmen.

Eine Arbeit, die aber jeder gesellschaftsrechtlich Interes
sierte lesensollte! Dr. Peter Nobel, Gottingen

Lutter, Marcus: Mitbestimmung im Konzern, Abhand
lungen zum deutschen und europäischen Handels- und Wirt
schaftsrecht, 81 S. (Köln/Berlin/Bonn/München 1975. Hey
manns.) Brosch.

Der Regierungsentwurf eines Mitbestimmungsgesetzes liegt
seit Januar 1974vor und soll nach den Vorstellungen der Regie
rungsparteien demnächst verabschiedet werden. In Form eines
fundierten Rechtsgutachtens nimmt der Sachverständige, Marcus
Lutter, zu den konzemrechtlichen Vorschlägen des Regierungs
entwurfes Stellung. Deutlich wird darauf hingewiesen, daß der
Regierungsentwurf mehrfache oder stufenweise paritätische Mit
bestimmung im Konzern nicht verhindern wird, was zu einem
Widerspruch im Regierungsentwurf selbst führt. Die vorgesehene
mehrstufige Mitbestimmung im Konzern würde zu einer Verstär
kung der Mitbestimmung führen und zwar durch die «Kaska
denwirkung» zur sogenannten «Überparität», d.h. dem Über

wiegen des Arbeitnehmereinflusses in der Konzem-Untergesell-
schaft

Die von Lutter entwickelten Änderungsvorschläge zielen ins
besondere dahin, paritätische Mitbestimmung im Konzern nur in
dCT Konzemspitze (Aufsichtsrat) selbst wirksam werden zu las
sen.

Der schweizerische Gesetzgeber wird, wenn er eine Mitbe
stimmungsordnung einführen will, an dieser Arbeit nicht vorbei
sehen dürfen. Dr. Werner Stauffacher, HorgenIZürich

Hopt, Klaus J.: Der Kapitalanlegerschutz im Recht der
Banken. XXTV,610 S. (München 1975. Beck.) Brosch. DM 98.—

Der Autor, der bereits mit einer inzwischen zum Standard
werk gewordenen Arbeit zum Insiderproblem hervorgetreten ist
(Hopt, Klaus/ITi//, Michael R.: Europäisches Insiderrecht, Ein
führende Untersuchung — Ausgewählte Materialien, Stuttgart
1973), legt mit seiner Habilitationsschrift eine umfassende Dar
stellung zum Thema «Anlegerschutz und Bankenmachb> vor. Er
zeigt auf, daß für den Anleger zwar das Risiko der Substanzer
haltung besonders augenfällig ist, daß aber anderweitige Schutz
bedürfnisse der Sparer und Anleger nicht weniger bedeutsam
sind, «so insbesondere bei der Auswahl der Anlage ausreichend
informiert und dann einwandfrei bedient zu werden oder bei der

Ausübung der Depotstimmrechtsvollmacht uneigennütziger Vor
schläge und Vertretung gewiß zu sein.» Die starken personellen,
finanziellen und strukturellen Verflechtungen zwischen Banken,
Handel und Industrie führten in diesen Bereichen «zu potentiell
gefährlichen Interessenkonflikten». In einer breit angelegten
Analyse des geltenden Rechts zeigt der Autor, wie diese poten
tiellen Konflikte im Interesse des Anlegers zu lösen sind und
welche konkreten rechtlichen Verhaltenspflichten den Kredit
instituten daraus für ihre Beratertätigkeit, die Vermögensverwal
tung, die Abwicklung einzelner Effektengeschäfte usw. erwach
sen.

Hopt arbeitet in hohem Maße mit dem Mittel der Rechtsver
gleichung. Namentlich auf die Institutionen des ausgebauten
amerikanischen Anlegerschutzes wird immer wieder hingewiesen.
Obwohldas Werk das deutsche Recht bespricht, haben zahlreiche
Erwägungen (etwa diejenigen zu den vertraglichen Pflichten des
Vermögensverwalters) direkt auch für die Schweiz Gültigkeit.
Die ausgezeichnete Publikation sollte daher auch bei uns die nö
tige Beachtung finden. Prof. P. Forstmoser, BenglenlZürich

Brem, Emst: Der urheberrechtliche Vergütungsan-
spruch. St. Galler Studien zum Wettbewerbs- und Immaterial-
güterrecht 5. XH, 93 S. (St. Gallen 1975, Ostschweiz.) Brosch.

Diese Zürcher Dissertation befaßt sich mit jenen rechtlichen
Institutionen, welche dem Urheber gegenüber dem Werknutzer
oder Werkverkäufer einen Anspmch auf Vergütung einräumen.
Es sind dies die Zwangslizenz sowie — in der Schweiz erst disku
tiert, aber noch nicht eingeführt — die gesetzliche Lizenz und das
Folgerecht. Der Verfasser untersucht unter Einbezug der Rechts
lage in einzelnen westeuropäischen und anglo-amerikanischen
Ländern die verschiedenen Erscheinungsformen und die Elemente
solcher Vergütungsansprüche. Hier interessieren vor allem seine
fundierten Überlegimgen zum Anknüpfungspunkt der Legitima
tion und der Höhe der Vergütung. Der Verfasser übersieht nicht,
daß trotz der schönengesetzlichen Regelungen die Wahrnehmung
des Vergütungsanspmches immer problematisch sein wird, da sie
von der oft nur zufällig erlangten Kenntnis des Urhebers über
das Vorliegen einer Vergütungspflichtigen Handlung abhängt.
Die Dazwischenschaltung von VerwertungsgeseUschaften kann
wohl die Abrechnung zwischen Urheber und Werknutzer erleich
tem, doch sind auch sie größtenteils von der Meldung der maß-


